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Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 82 1 . Sitzung am 7. April 2006 be- 
schlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 allgemein (EnergieStG) 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein Gesamtkon- 
zept zum 1. Januar 2007 auf Grundlage eines weiteren 
Berichts zur Steuervergünstigung von Biokraft- und Bio- 
heizstoffen vorzulegen. Dabei sind die Auswirkungen 
einer Steuervergünstigung und der Beimischungspflicht 
fiskalpolitisch und im Hinblick auf die Steigerung eines 
verstärkten Biokraftstoffeinsatzes und auf die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Produzenten und Abnehmer von Bio- 
kraftstoffen darzustellen. 

2. Zu Artikel 1 allgemein (EnergieStG) 

a) Die im Gesetzentwurf vorgesehene Besteuerung von 
Biokraft- und Bioheizstoffen wird mit dem ersten 
Biokraftstoffbericht der Bundesregierung begründet. 
Biokraftstoffberichte sind nach dem Mineralölsteuer- 
gesetz alle zwei Jahre vorzulegen. Der erste Berichts- 
termin war der 1 . März 2004. Wegen der vorgesehenen 
Beimischungspflicht ab 2007 und der damit verbunde- 
nen Besteuerung von Biokraftstoffen bittet der Bun- 
desrat die Bundesregierung, unverzüglich einen aktua- 
lisierten Bericht vorzulegen, damit die Höhe der 
Steuersätze ab 2007 sachgerecht festgelegt wird. 

b) Um Transparenz zu schaffen und um keine Investiti- 
onshemmnisse entstehen zu lassen, bittet der Bundes- 
rat die Bundesregierung, möglichst umgehend die 
Umsetzung der im Koalitionsvertrag vorgesehenen 
Beimischungspflicht zu konkretisieren. 

Begründung 

Die vorgezogene Besteuerung der Biokraftstoffe wird 
mit der Überkompensation begründet, die im ersten Bio- 


kraftstoffbericht der Bundesregierung (Bundestags- 
drucksache 15/5816) vom 21. Juni 2005 ermittelt wurde. 
Bei einer Überkompensation sind zwar nach Artikel 16 
der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 
2003 die ermäßigten Steuersätze zu modulieren. Die An- 
passung muss aber nicht zwingend zum 1 . August 2006 
erfolgen. 

Eine von der Beimischungspflicht losgelöste Besteue- 
rung von Biokraftstoffen wird die ohnehin bereits ent- 
standene Planungsunsicherheit für Investoren und Anla- 
genbetreiber noch weiter erhöhen. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Steuerbefreiung von 
Biokraftstoffen, die in der Land- und Forstwirtschaft 
verwendet werden, ist sinnvoll. Damit werden Anreize 
zur verstärkten Verwendung von Biokraftstoffen in der 
Land- und Forstwirtschaft geschaffen. Gleichzeitig ist 
die Steuerbefreiung ein gewisser Ausgleich für die hohe 
Agrardieselbesteuerung in Deutschland. Die Steuerbe- 
freiung für die Land- und Forstwirtschaft sollte auch bei 
einer Beimischungspflicht beibehalten werden. 

3. Zu Artikel 1 (EnergieStG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, dafür Sorge zu 
tragen, dass der Einsatz von Energieerzeugnissen der 
Altöl-Recycling-lndustrie für die Herstellung von 
Schmierstoffen aus Altölen wie bisher steuerbefreit 
bleibt. 

Begründung 

Die Altöl-Recycling-lndustrie erzeugt derzeit in der 
Bundesrepublik Deutschland It. Bundesamt für Wirt- 
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), Statistik 2005, 
rd. 356 000 Tonnen Mineralölprodukte (insbesondere 
Heizstoffe und Schmieröle) aus Altöl pro Jahr, hiervon 
rd. 116 000 Tonnen hochwertige Schmieröle. 

Nach dem geltenden Mineralölsteuerrecht dürfen die In- 
haber von Mineralölherstellungsbetrieben zur Aufrecht- 
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erhaltung ihrer Betriebe Mineralöle steuerfrei verwen- 
den (sog. Herstellerprivileg). Das Mineralöl muss nicht 
im Betrieb hergestellt worden sein. Im vorliegenden Ge- 
setzentwurf wird das Herstellerprivileg für Schmieröl- 
produzenten insoweit eingeschränkt, als die für die Her- 
stellung von Schmieröl eingesetzten Energieerzeugnisse, 
die nicht im Betrieb hergestellt wurden, versteuert wer- 
den müssen. 

Für die Altöl-Recycling-lndustrie als Bestandteil des 
produzierenden Gewerbes, die als Hauptzweck hoch- 
wertiges Schmieröl herstellt, ist dieser Herstellungspro- 
zess mit hohem Energieaufwand verbunden, der nach 
dem jetzigen Gesetzentwurf zu versteuern ist. Die Ver- 
wendung von Energieerzeugnissen für die Herstellung 
von Heizstoffen aus Altölen im selben Betrieb bleibt da- 
gegen wie bisher steuerbefreit. Es ist sicherzustellen, 
diese Herstellungsprozesse steuerrechtlich gleich zu be- 
handeln. 

Die Beibehaltung der Steuerbefreiung für den Energie- 
aufwand für die Herstellung von Schmierstoffen aus 
Altöl trägt zur Umsetzung einer hochwertigen Verwer- 
tung, einem Ziel des Kreislaufwirtschafts- und Abfall- 
gesetzes, bei. 

Die Aufarbeitung von Altöl zu Schmieröl schließt auf 
hochwertige Art Kreisläufe und schont Ressourcen. Sie 
ist notwendig, um die Entsorgungssicherheit, neben 
der steuerbegünstigten, energetischen Verwertung, zu 
sichern. Die Bundesrepublik Deutschland ist EU-weit 
führend im Hinblick sowohl auf die Sammlung von Altöl 
als auch auf bestehende Aufbereitungstechnologien. 

Die mittelständisch geprägte Altöl-Recycling-lndustrie 
hat in der Bundesrepublik Deutschland im erheblichen 
Ausmaß in hochwertige, innovative Aufbereitungstech- 
nologien investiert, welche weltweit durch inländische 
Referenzobjekte vermarktet werden sollen. 

4. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 2 Nr. 2, § 56 Abs. 2 Nr. 2 
EnergieStG) 

ln Artikel 1 ist in § 2 Abs. 2 Nr. 2 und in § 56 Abs. 2 
Nr. 2 jeweils die Angabe „bis zum 31. Dezember 2009“ 
durch die Angabe „bis zum 3 1 . Dezember 2020“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen haben er- 
geben, dass Flüssiggas im Vergleich zu Erdgas sowohl 
aus ökologischer als auch aus ökonomischer Sicht als 
gleichwertig betrachtet werden kann. 

Daher ist es unerlässlich, dass für Flüssiggas und Erdgas 
als Kraftstoff gleiche Rahmenbedingungen im Wettbe- 
werb geschaffen und damit der mittelständisch gepräg- 
ten Flüssiggasbranche Planungssicherheit für langfris- 
tige Investitionsprojekte ermöglicht werden. 

Auch aus verkehrspolitischen Erwägungen heraus ist 
eine Gleichbehandlung von Flüssiggas und Erdgas gebo- 
ten. Flüssiggas zielt im Gegensatz zu Erdgas auf den 
Altbestand an Fahrzeugen, da sowohl der technische als 
auch der finanzielle Aufwand zur Umrüstung auf Flüs- 
siggas deutlich geringer ausfallt. Unter den fossilen 
Energieträgern sind Flüssiggas und Erdgas die Energie- 


träger mit dem geringsten KohlenstoflTWasserstoff- Ver- 
hältnis. Sie verfügen auf Grund dessen über ein erheb- 
liches C02-Minderungspotenzial. Damit können gasbe- 
triebene Fahrzeuge einen nicht unerheblichen Beitrag 
zur Reduktion der C02-Emissionen im Verkehrssektor 
leisten. 

Insbesondere stellen Erdgas- und Flüssiggasfahrzeuge 
vor dem Hintergrund der seit Januar 2005 in Deutsch- 
land umgesetzten EU-Luftqualitätsrahmenrichtlinie eine 
wirtschaftliche Alternative zu Dieselfahrzeugen dar. ln 
wissenschaftlichen Studien wurde nachgewiesen, dass 
Erdgas- und Flüssiggasfahrzeuge hinsichtlich ihrer Um- 
welteigenschaften als gleichwertig einzustufen sind. 
Darüber hinaus können Erdgas und Flüssiggas eine Brü- 
ckenfunktion zum Wasserstoffzeitalter übernehmen, da 
auch Flüssiggas zur Wasserstoffherstellung verwendet 
werden kann. 

Nach dem Fortschrittsbericht 2004 zur nationalen Nach- 
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung soll Flüssiggas 
bis 2020 einen Marktanteil von 1,5 v. H. am Gesamtfahr- 
zeugbestand erreichen. Dies ist nur durch eine steuer- 
rechtliche Gleichstellung von Erdgas und Flüssiggas als 
Kraftstoff zu erzielen. 

Unabhängig von den dargestellten sachlichen Erwägun- 
gen können durch die Gleichstellung von Erdgas und 
Flüssiggas in der stark mittelständisch geprägten Flüs- 
siggasbranche vorhandene Arbeitsplätze gesichert und 
neue Stellen geschaffen werden. Im vergangenen Jahr 
wurden in Deutschland 33 000 Fahrzeuge auf Flüssig- 
gasbetrieb umgerüstet. Damit ist auch das Kfz-Hand- 
werk von einer steuerlichen Ungleichbehandlung von 
Erdgas und Flüssiggas als Kraftstoff maßgeblich betrof- 
fen. 

5. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 - neu - EnergieStG) 

ln Artikel 1 sind in § 2 Abs. 2 Nr. 2 der Punkt am Ende 
durch ein Komma zu ersetzen und folgende Nummer an- 
zufügen: 

„3. für 1 000 1 Gasöle der Unterpositionen 2710 19 41 
bis 2710 19 49 der Kombinierten Nomenklatur 
mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 

21 Euro, 

wenn sie beim Einsatz von Fahrzeugen auf dem Be- 
triebsgelände von Hafenuntemehmen zum Be- und 
Entladen von Seeschiffen verwendet werden.“ 

Begründung 

Nach dem EnergieStG-E soll der Verbrauch von Gasöl 
(Dieselkraftstoff) beim Hafenumschlag weiterhin mit 
dem Regelsteuersatz von 470,40 Euro je 1 000 1 Gasöl 
(Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg) besteuert wer- 
den. Ein solcher Dieselkraftstoff wird für den Betrieb 
von Umschlaggeräten und Fahrzeugen verbraucht, die 
zum Be- und Entladen von Seeschiffen auf den Termi- 
nals der Hafenuntemehmen eingesetzt werden. 

Mit dem Gesetzentwurf soll die Richtlinie 2003/96/EG 
zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmen- 
vorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen 
und elektrischem Strom in nationales Recht umgesetzt 
werden. Deren Artikel 8 Abs. 2d gilt ab dem Jahr 2004 
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für den Verbrauch von Gasöl durch Fahrzeuge, die be- 
stimmungsgemäß abseits von öffentlichen Straßen ein- 
gesetzt werden oder über keine Genehmigung für die 
überwiegende Verwendung auf öffentlichen Straßen 
verfügen, und sieht einen Mindeststeuerbetrag von 21 
Euro je 1 000 1 vor. ln den Jahren 1992 bis 1994 betrug 
dieser Mindeststeuerbetrag sogar nur rd. 19 Euro je 
1 000 1. Während insbesondere die niederländische und 
belgische Regierung von dieser Steuerermäßigung im 
Interesse ihrer Seehäfen seit 1992 Gebrauch machen, 
müssen deutsche Hafenuntemehmen einen mehr als 
20fach höheren deutschen Regelsteuersatz als ihre Wett- 
bewerber in den Konkurrenzhäfen zahlen. 

Bei einer jährlichen Verbrauchsmenge von etwa 60 Mio. 1 
Dieselkraftstoff im Jahr beträgt der Kostennachteil der 
deutschen Seehäfen gegenüber den niederländischen und 
belgischen Seehäfen rd. 27 Mio. Euro im Jahr. Dies gilt 
insbesondere für die am Containerumschlag in den deut- 
schen Seehäfen beteiligten Betriebe. Sie verbrauchen an 
einem Standort für den Einsatz ihrer Flurförderfahrzeuge 
jeweils bis zu 18 Mio. 1 Dieselkraftstoff im Jahr und zah- 
len dafür bis zu 8,5 Mio. Euro Mineralölsteuer jährlich. 
Vergleichbare Unternehmen in den niederländischen und 
belgischen Seehäfen mit entsprechenden Betriebssyste- 
men wie in den deutschen Seehäfen müssen für den Ver- 
brauch von 18 Mio. 1 Dieselkraftstoff zur Abwicklung 
des gleichen Umschlagvolumens aber nur 378 000 Euro 
Mineralölsteuer aufwenden. 

Dies sind Größenordnungen, die angesichts des immer 
härter werdenden Wettbewerbs zu erheblichen Nachtei- 
len für die deutschen Seehäfen im internationalen Wett- 
bewerb führen. 

Seit 1999 steht im Rahmen der zwischen Bund und Küs- 
tenländern vereinbarten Gemeinsamen Seehafenplatt- 
form zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Seehäfen und zur Stärkung des Hafenstandorts 
Deutschland auch die Harmonisierung der Mineralöl- 
steuer auf der Agenda. Die Wirtschafts- und Verkehrsmi- 
nisterZ-senatoren der norddeutschen Küstenländer haben 
hierzu mehrfach Kompensationen auf nationaler Ebene 
angemahnt. Auch auf den zurückliegenden Nationalen 
Maritimen Konferenzen ist diese Problematik mehrfach 
erörtert worden, ohne dass der Bund bisher zielführende 
konkrete Maßnahmen zur Beseitigung der Wettbewerbs- 
nachteile angeboten hat. 

Die Wettbewerbsnachteile der deutschen Seehäfen bei 
der Mineralölsteuer beim Hafenumschlag sind allein auf 
die unterschiedliche Nutzung von Harmonisierungs- 
spielräumen in der EU zurückzuführen. Nach der Koali- 
tionsvereinbarung der Bundesregierung sollen interna- 
tionale Wettbewerbsverzerrungen und Harmonisierungs- 
defizite auf europäischer Ebene jedoch unter Ausnut- 
zung aller nationalen Handlungsspielräume abgebaut 
werden (Rn. 2418-2420). 

Es ist daher dringend erforderlich, aus Anlass der Um- 
setzung der Energie Steuerrichtlinie in nationales Recht 
endlich auch in Deutschland den Mindeststeuerbetrag 
von 21 Euro je 1 000 1 für den Verbrauch von Gasöl 
beim Einsatz von Fahrzeugen auf dem Betriebsgelände 
von Hafenuntemehmen zum Be- und Entladen von See- 
schiffen vorzusehen. 


6. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG) 

In Artikel 1 ist in § 3 Abs. 1 Nr. 1 das Wort „mechani- 
sche“ zu streichen. 

Begründung 

Mit der Eingrenzung auf Anlagen, die auf mechanischem 
Weg Strom erzeugen, könnten Brennstoffzellen unbe- 
rücksichtigt bleiben, da bei ihnen nicht auf mechani- 
schem Weg, sondern unmittelbar auf chemoelektrischem 
Weg Strom erzeugt wird. Mit der Streichung des Wortes 
„mechanische“ wird vermieden, dass Breimstoffzellen 
mit dem vollen Kraftstoffsteuersatz zu besteuern wären. 

7. Zu Artikel 1 (§ 50 EnergieStG) 

a) Der Bundesrat bittet die Bundesregiemng, im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren die für die Höhe des 
festzusetzenden Steuersatzes entscheidenden Daten 
zur Kraftstoffpreisentwicklung des Jahres 2005 de- 
taillierter als in der Begründung zum Gesetzentwurf 
darzulegen. 

b) Er bittet die Bundesregiemng, bei der Besteuemng 
von Pflanzenöl - analog zur Vorgehensweise im Bio- 
kraftstoffbericht 2004 für Biodiesel - belastbare 
Marktdaten einzuholen. Auf dieser Gmndlage soll 
der Steuersatz für Pflanzenöl festgesetzt werden. 
Eine zu hohe Besteuemng des Pflanzenöls, welche 
über die Beseitigung der festgestellten Überkompen- 
sation hinausgeht, könnte zu einer Beschädigung der 
fragilen, gerade im Aufbau befindlichen Marktstmk- 
turen führen. Bis zum Vorliegen der Marktdaten 
sollte von der beabsichtigten Erhebung des Steuersat- 
zes in Höhe von 1 5 ct/1 abgesehen werden. 

8. Zu Artikel 1 (§ 50 Abs. 2 Satz 2 - neu - EnergieStG) 

ln Artikel 1 ist in § 50 Abs. 2 nach Satz 1 folgender Satz 
einzufügen: 

„Für Biokraftstoffe der zweiten Generation (Biomass- 
to-Liquid, Lignozellulose-Verarbeitung und Syntheti- 
sches Erdgas auf der Gmndlage von Biomasse) sowie für 
Biogas wird die Steuerentlastung bis zum 3 1 . Dezember 
2020 gewährt.“ 

Begründung 

Um Planungs- und Investitionssicherheit für Biokraft- 
stoffe der zweiten Generation einschließlich Biogas zu 
schaffen, sollte die Steuerbefreiung für diese Biokraft- 
stoffe explizit bis Ende 2020 festgeschrieben werden. Die 
genaimten Arten von Biokraftstoffen der zweiten Gene- 
ration wurden der Mitteilung der EU-Kommission zur 
Biokraftstoffstrategie entnommen (Mitteilung der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften über eine 
EU-Strategie für Biokraftstoffe, KOM(2006) 34 endg.; 
Ratsdok. 6153/06, vom 8. Febraar 2006). 

9. Zu Artikel 1 (§ 50 Abs. 2 Satz 3 und § 57 Abs. 5 Satz 1 

EnergieStG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) § 50 Abs. 2 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 
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„Die Steuerentlastung beträgt 

1 . für 1 000 1 Fettsäuremethylester 

a) unvermischt mit anderen Energieerzeugnissen, 

ausgenommen Biokraftstoffen oder Additiven 
der Position 3811 der Kombinierten 
Nomenklatur 420,40 Euro, 

b) andere 370,40 Euro, 

2. für 1 000 1 Pflanzenöl 470,40 Euro.“ 

b) § 57 Abs. 5 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. für 1 000 Liter Biokraftstoffe nach § 50 

Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 Buchstabe a 50 Euro.“ 

Begründung 

Die für die Besteuerung von Biokraftstoffen vorgesehe- 
nen Steuersätze von 10 Cent pro Liter für Biodiesel in 
Reinform und von 15 Cent pro Liter für Biodiesel in Bei- 
mischungen und für Pflanzenöl sind zu hoch angesetzt, 
um weiterhin einen Anreiz für die Biokraftstoffwirtschaft 
zur Bereitstellung der Biokraftstoffe und für die Verbrau- 
cher zur Verwendung derselben zu geben. Für den weite- 
ren Aufbau des Biokraftstoffmarkts und der Biokraft- 
stoffwirtschaft wird eine Besteuerung in der Höhe als 
noch verträglich angesehen, wie sie im ersten Biokraft- 
stoffbericht für den Deutschen Bundestag vom 2 1 . Juni 
2005 für das Jahr 2004 als Überkompensation ermittelt 
wurde und in der Gesetzesbegründung zu § 50 festgehal- 
ten ist. Danach beträgt die Überkoiupensation bei Biodie- 
sel 5 Cent pro Liter für die Verwendung in Reinform und 
10 Cent pro Liter als beigemischter Kraftstoff. 

Zu der beim BMF vorliegenden vorläufigen Überkom- 
pensationsberechnung für das Jahr 2005 ist anzuiuerken, 
dass die angegebenen Preise für Rapsöl in Höhe von 50 
Cent pro Liter fob (freight on board - Ladung auf Trans- 
portfahrzeug) Ölmühle nicht mit den Erhebungen der 
UFOP (Union zur Förderung des Öl- und Proteinpflan- 
zenanbaus) mit einem Rapsölpreis für das Jahr 2005 von 
54 Cent pro Liter fob Ölmühle korrespondieren. Bei 
einem zusätzlich notwendigen Frachtkostenanteil von 
2 Cent pro Liter von der Öhuühle zur Biodieselanlage 
dürften sich im Jahr 2005 die Eirrkaufspreise für die 
Biodieselhersteller um 56 Cent pro Liter bewegt haben. 
Dies mindert die errechnete Überkompensation entspre- 
chend uiu 6 Cent je Liter. 

Hinzu kommt, dass durch die beträchtliche Produktions- 
ausweitung der Biodieselerzeugung im Jahr 2005 erheb- 
liche Preisabschläge für das Kuppelprodukt Glyzerin 
hingenommen werden luussten. Der Preiseinbruch im 
Glyzerinmarkt hat also ebenfalls die Herstellungskosten 
für Biodiesel weiter belastet. 

Pflanzenölreinkraftstoffe sollen keiner Besteuerung un- 
terliegen, da der Einsatz von Pflanzenöl in Motoren nach 
wie vor mit erheblichen technischen Risiken behaftet ist, 
die voiu Nutzer nur darm eingegangen werden, wenn 
eine deutliche Preisdifferenz zu mineralischen Kraftstof- 
fen besteht. Auch für die notwendige technische Ent- 
wicklung bedarf es einer Planungssicherheit, die durch 
die vorgesehene Besteuerung nicht mehr gegeben ist. 

Die vorgesehene Besteuerung von Pflanzenöl in Höhe 
von 1 5 Cent pro Liter gefährdet allein in Bayern bereits 


getätigte Investitionen in 120 dezentralen Ölmühlen, die 
ausschließlich mit Eigenkapital finanziert wurden und 
die auf den Markt für Pflanzenölkraftstoff auch außer- 
halb der Landwirtschaft (umgerüstete Pkw und Lkw) an- 
gewiesen sind. Auch aus diesem Grunde ist für reine 
Pflanzenöle eine Besteuerung nicht angemessen. Eine 
Besteuerung von Pflanzenölen würde in der Umsetzung 
einen erheblichen Verwaltungsaufwand erfordern, weil 
zwischen landwirtschaftlicher und nicht landwirtschaft- 
licher Verwendung differenziert werden müsste. Ange- 
sichts des im Vergleich zu Biodiesel noch geringen Ein- 
satzes von Pflanzenöl ist der mit einer Besteuerung 
verbundene Verwaltungsaufwand nicht zu rechtfertigen. 

Es sind umfangreiche Investitionen in Biodieselanlagen 
geplant, die die derzeitigen Kapazitäten erheblich erwei- 
tern. Diese, die heimische Wirtschaft und Infrastruktur 
beträchtlich stärkenden und auch anderweitige Steuer- 
aufkommen generierenden Investitionen werden zurück- 
gestellt oder unterbleiben, wenn bei der erstmaligen Be- 
steuerung von Biodiesel zu kräftig abgeschöpft wird. 
Dies ist luit den vorgesehenen Steuersätzen von 1 0 Cent 
pro Liter für Reinkraftstoffe und 15 Cent pro Liter für 
Beimischungen der Fall. Darüber hinaus werden beste- 
hende Produktionsanlagen in ihrer Existenz gefährdet. 

Hingewiesen wird auf eine Studie des ifo-Instituts für 
Wirtschaftsforschung aus dem Jahr 2002, wonach die 
Mineralölsteuerbefreiung für Biodiesel durch die infolge 
vennehrter heimischer Wertschöpfung generierten an- 
derweitigen Steueraufkommen und Sozialleistungen bis 
zu 83 V. H. kompensiert werden. Diese Nutzeffekte für 
die heimische Wertschöpfüng und parallel zur Mineral- 
ölsteuer verlaufenden staatlichen Eitmahmen unterblei- 
ben, werm der weitere Ausbau der Biokraftstoffwirt- 
schaft durch zu hohe Steuersätze bei der erstmaligen 
Besteuerung von Biodiesel gefährdet wird. 

10. Zu Artikel 1 (§ 50 Abs. 3 Satz I bis 3 EnergieStG) 

In Artikel 1 ist § 50 Abs. 3 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz I sind nach den Wörtern „in der jeweils gel- 
tenden Fassung“ die Wörter „sowie Erzeugnisse aus 
tierischen Fetten“ anzufügen. 

b) In Satz 2 sind nach den Wörtern ,„ die anteilig aus 
Biomasse“ die Wörter „oder tierischen Fetten“ ein- 
zufügen. 

c) In Satz 3 sind nach den Wörtern „im Sinne der Bio- 
luasseverordnung sind,“ die Wörter „oder von wei- 
teren Ölen und Fetten tierischen Ursprungs“ einzu- 
fügen. 

Begründung 

§ 50 der Vorlage regelt die Steuerentlastung für Bio- 
kraft- und Bioheizstoffe. Im Absatz 3 werden Biokraft- 
stoffe unter Bezugnahme auf die Biomasseverordnung 
definiert. Da die Biomasseverordnung ursprünglich nur 
für die Vergütung von Strom aus Biomasse im Rahmen 
des Emeuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) konzipiert 
wurde, bedarf es für die Zwecke des Energiesteuergeset- 
zes der vorgeschlagenen Ergänzung. Nicht nur Roh- 
stoffe im Siime der Biomasseverordnimg, sondern da- 
rüber hinaus tierische Fette und Öle aus Material aller 
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Kategorien gemäß Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 
sollen steuerbegünstigt werden, auch um Wettbewerbs- 
verzerrungen gegenüber europäischen Mitbewerbern 
entgegenzuwirken. Durch die Regelungen der VO (EG) 
Nr. 1774/2002 und der VO (EG) Nr. 92/2005 wird 
sichergestellt, dass nur tierische Fette und Öle als In- 
putstoffe und Verfahren der Biodieselproduktion zur 
Anwendung kommen, die zugelassen sind und den Be- 
stimmungen zur Beseitigung und Verwendung tierischer 
Nebenprodukte entsprechen. Somit wird gewährleistet, 
dass keine seuchenhygienisch bedenklichen Materialien 
dieser Verwertung zugeführt werden körmen. 

11. Zu Artikel 1 (§ 51 EnergieStG) 
und Artikel 2 (§ 9a StromStG) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im Rahmen 
von § 5 1 EnergieStG-E und § 9a StromStG-E alle Mög- 
lichkeiten zur Steuerentlastung, die die Umsetzung der 
EU-Energiesteuerrichtlinie bietet, auszuschöpfen. Dies 
ist erforderlich, um die Wettbewerbsfähigkeit der ener- 
gieintensiven Produktionen in Deutschland zu gewähr- 
leisten. Der vorliegende Gesetzentwurf bleibt hinter 
den Möglichkeiten zur Steuerentlastung, die die 
EU-Energiesteuerrichtlinie bietet, zurück. 

12. Zu Artikel 1 (§ 51 Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG) 

ln Artikel 1 ist in § 51 Abs. 1 Nr. 1 nach dem Wort 
„Kalksandsteinen,“ das Wort „Porenbetonerzeugnis- 
sen,“ einzufügen. 

Begründung 

Gleichstellung mit Ziegel- und Kalksandsteinindustrie, 
da konkurrierende Produkte. Die Ziegelherstellung war 
bisher schon nach dem Heizerlass steuerbefreit. Die 
Bundesregierung hat in ihrem Gesetzesentwurf ent- 
sprechend der Koalitionsvereinbarung zusätzliche ener- 
gieintensive Produkte in die Steuerbefreiung aufge- 
nommen. Es ist deshalb logisch und konsequent, neben 
den Kalksandsteinen auch die Porenbetonerzeugnisse 
aufzunehmen, da es sich um „verwandte“ Produkte 
handelt und es keinen Grund gibt, Porenbeton schlech- 
ter als Kalksandsteine und Ziegel zu stellen. 

13. Zu Artikel 1 (§ 52 Abs. la - neu - EnergieStG) 

ln Artikel 1 ist in § 52 nach Absatz 1 folgender Absatz 
la einzufügen: 

„(la) Eine Steuerentlastung wird auf Antrag gewährt 
für nachweislich versteuerte Biokraftstoffe, die zu den 
in § 27 Abs. 1 genannten Zwecken verwendet worden 
sind. Die Steuerentlastung beträgt für 1 000 Liter Bio- 
kraftstoffe 

a) nach § 50 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 

Buchstabe a 100 Euro,* 

b) nach § 50 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 150 Euro.“* 


Begründung 

Mit dem Vorschlag wird für den Einsatz von Biokraft- 
stoffen in der gewerblichen Schifffahrt eine Steuerent- 
lastung in voller Höhe geschaffen. 

Die werbliche Schifffahrt ist gemäß Artikel 1 § 27 von 
der Besteuerung der fossilen Kraftstoffe befreit. Damit 
ist die Überförderungsrechnung für den Einsatz von 
Biokraftstoffen in der gewerblichen Schifffahrt nicht 
anwendbar. Eine Steuerbefreiung (bzw. Steuerrücker- 
stattung) der Biokraftstoffe würde einen - allerdings 
nicht ausreichenden - Beitrag zur verstärkten Wettbe- 
werbsfähigkeit leisten. Selbst mit Steuerbefreiung ist 
davon auszugehen, dass Biokraftstoffe in der gewerbli- 
chen Schifffahrt rein preislich betrachtet nicht wettbe- 
werbsfähig sind und nur von Unternehmen genutzt 
werden würden, die sich gezielt mit deiu Profil als uiu- 
weltfreundliche Betriebe präsentieren wollen. 

Auf Grund der geringeren Wassergefährdungsklasse ist 
der Einsatz von Biokraftstoffen in der Schifffahrt be- 
sonders vorteilhaft. Auch die EU-Kommission hat in 
ihrer Mitteilung zur Biokraftstoff-Strategie Fischerei- 
fahrzeuge als besonders geeigneten Bereich für biogene 
Reinkraftstoffe ausgewiesen. 

14. Zu Artikel 1 (§ 54 Abs. 1 Satz 2 - neu § 55 Abs. 1 

Satz 2 - neu - EnergieStG) 

ln Artikel 1 ist in § 54 dem Absatz 1 und in § 55 dem 
Absatz 1 jeweils folgender Satz anzufugen: 

„Eine Steuerentlastung nach Satz 1 wird für zu Heiz- 
zwecken verwendete Energieerzeugnisse nur gewährt, 
soweit der Verwender das Risiko der effizienten Ver- 
wendung der Energieerzeugnisse zur Wärmeerzeugung 
trägt.“ 

Begründung 

Strukturell können Effizienzverbesserungen bei Con- 
tracting-Lösungen nur darm erreicht werden, wenn der 
Anbieter (der Contractor) das Energieeffizienzrisiko 
trägt, es zur Messung des Prozessoutputs kommt und 
die Veränderung der Energieeffizienz der eingesetzten 
Technik zu eineiu Mehr- oder Mindererlös beim Con- 
tractor führt. Dies ist aber nicht immer der Fall. Ver- 
schiedentlich wird der verbrauchten Primärenergie nur 
virtuell ein neuer Name (Wärme/Kälte) gegeben, es 
kommt nicht zu einer Verlagerung der „Verwendung“ 
auf den Anbieter der Effizienzleistungen. Im Ergebnis 
verbleibt das Risiko eines effizienten Anlagebetriebs 
dann beim Kunden, weil der Contractor kein Eigeninte- 
resse an energieeffizienten Maßnahmen hat. 

15. Zu Artikel 1 (§ 56 Abs. 2 Nr. 4 - neu - EnergieStG) 

ln Artikel 1 sind in § 56 Abs. 2 in Nummer 3 der Purrkt 
am Ende durch ein Komma zu ersetzen und folgende 
Nummer 4 anzufügen: 


* Die Beträge beziehen sich auf den Gesetzentwurf und sind bei Übernahme des Vorschlags in Ziffer 9 so anzupassen, dass sich eine Steuerentlas- 
tung in voller Höhe ergibt. 
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„4. für 1 000 Liter Biokraftstoffe 

a) nach § 50 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 

Buchstabe a 100 Euro,* 

b) nach § 50 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 150 Euro.“* 

Begründung 

Mit dem Vorschlag wird für den Einsatz von Biokraft- 
stoffen im ÖPNV eine Steuerentlastung in voller Höhe 
geschaffen. 

Schon bisher wird auf den Dieseleinsatz im ÖPNV eine 
Entlastung (Artikel 1 § 56 Abs. 2 Nr. 1) gewährt, womit 
für den ÖPNV eine eigenständige Überforderungsrech- 
nung anzustellen wäre. Mit der vorgesehenen Teilbe- 
steuerung würde der Einsatz von Biokraftstoffen im 
ÖPNV unwirtschaftlich werden. Dies ist mit Blick auf 
erhebliche Investitionen und den erforderlichen Vertrau- 
ensschutz zu verhindern. Auch die EU-Kommission 
nennt in der Mitteilung zur Biokraftstoff-Strategie den 
öffentlichen Verkehr als einen besonders geeigneten Be- 
reich für den Einsatz von Biokraftstoffen auch mit Blick 
auf die Vorbildfunktion des öffentlichen Sektors. 

Analog zur Land- und Forstwirtschaft ist daher auch für 
den ÖPNV eine Steuerbefreiung für Fettsäuremethyl- 
ester und Pflanzenöle vorzusehen. 

16. Zu Artikel 2 Nr. 7 (§ 9a Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 - neu - , 

5 - neu - StromStG) 

ln Artikel 2 Nr. 7 ist § 9a Abs. 1 wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 2 sind die Wörter „zum Brennen, 
Schmelzen, Warmhalten oder Entspannen der vor- 
genarmten Erzeugnisse“ zu streichen und nach dem 
Wort „Vorprodukte“ das Wort „oder“ durch ein 
Komma zu ersetzen. 

b) ln Nummer 3 sind die Wörter „zum Schmelzen, 
Warmhalten oder Entspannen“ zu streichen und 
nach dem Wortteil „-bearbeitung“ ein Komma anzu- 
fügen. 

c) Nach Nummer 3 sind die folgenden Nummern 4 
und 5 anzufügen: 

„4. für die chemische Reduktion oder 

5. für die Herstellung von Industrieerzeugnis- 
sen, wenn die Stromkosten mehr als 50 Pro- 
zent der Herstellungskosten ausmachen,“. 

Begründung 

Zu den Buchstaben a und b 

Die Voraussetzung der Steuerbefreiung in § 9a StromStG 
sind nahezu wortgleich dem § 5 1 EnergieStG entnom- 
men. Strom ist in seiner Anwendung aber nur bedingt 
mit dem Einsatz von Heizöl oder Erdgas vergleichbar. 
Strom wird z. B. in der Metallindustrie zum induktiven 
Härten und sonstiger Wärmebehandlung eingesetzt, die 
mit den bisher gewählten Begriffen nicht annähernd 
erfasst werden. Die Stromsteuerbefreiung in diesen ener- 
gie- und stromintensiven Industrien ist aber wegen der 
gestiegenen Energie- und Strompreise gerade die Ziel- 
setzung dieser neuen Vorschrift. Die Streichung dient 
deshalb auch der Klarstellung des Gewollten. Auch Ar- 


tikel 2 Abs. 4 der EU-Energiesteuerrichtlinie sieht keine 
Beschränkung der Steuerbefreiung auf bestimmte An- 
wendimgen bei den metallurgischen und mineralogi- 
schen Verfahren vor. 

Zu Buchstabe c 

l:l-Umsetzung des Artikels 2 Abs. 4 der EU-Richtli- 
nie. Die energieintensive Industrie leidet in Deutsch- 
land unter den stark gestiegenen Energie- und Strom- 
preisen auch auf Grund des Emissionshandels. Deshalb 
ist es für die Wettbewerbssituation der deutschen Indus- 
trie erforderlich, die Möglichkeiten der Steuerentlas- 
tung im Rahmen der EU-Richtlinie weitestgehend aus- 
zuschöpfen. Die Bundesregierung hat hier von ihren 
Möglichkeiten nicht ausreichend Gebrauch gemacht. 
Die teilweise Umsetzung der EU-Richtlinie führt zu- 
dem zu internationalen Wettbewerbsnachteilen be- 
stimmter Produkte und Verfahren, die mit dieser Ände- 
rung aufgehoben werden sollen. 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
der Besteuerung von Energieerzeugnissen und zur Ände- 
rung des Stromsteuergesetzes wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 allgemein - EnergieStG) 

Um das durch die EU-Richtlinie 2003/30/EG vom 8. Mai 
2003 vorgegebene Ziel eines Biokraftstoffanteils von 5,75 
Prozent aller Otto- und Dieselkraftstoffe bis zum 31. De- 
zember 20 1 0 zu erfüllen, beabsichtigt die Bundesregierung, 
eine Verpflichtung einzuführen, einen gesetzlich bestimm- 
ten Mindestanteil (Quote) an Biokraftstoffen in Deutschland 
in Verkehr zu bringen. Damit soll ein Beitrag zur Versor- 
gungssicherheit im Energiebereich und zum Umweltschutz 
geleistet werden. Die Einführung einer Biokraftstoffquote 
wird derzeit in der Bundesregierung beraten, ln die Beratun- 
gen sind führende Kraftstoffanbieter, Verbände und Insti- 
tutionen einbezogen, auch um die Interessen der Anbieter 
bereits im Markt befindlicher und auch zukünftiger Bio- 
kraftstoffe angemessen berücksichtigen zu können. Die 
Bundesregierung wird in Kürze Eckpunkte der Quotenrege- 
lung für Biokraftstoffe vorlegen. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 allgemein - EnergieStG) 

Der Bericht des Bundesministeriums der Finanzen zur Fest- 
stellung einer Überkompensation von Biokraftstoffen für 
das Jahr 2005 wird im Laufe der kommenden Wochen dem 
Deutschen Bundestag vorgelegt werden. 

Bezogen auf die im Entwurf festgelegten Sätze ist auf Fol- 
gendes hinzuweisen: 

Seit der Berechnung der Überkompensation im Biokraft- 
stoffbericht für 2004 (Bundestagsdrucksache 15/5816) sind 
die Preise für fossilen Diesel stetig gestiegen (Dezember 
2004: 96,6 Cent/Liter, Dezember 2005: 109,9 Cent/Liter, 
März 2006: 111,9 Cent/Liter [Quelle: Mineralölwirtschafts- 
verband]). 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu Nummer 1 verwie- 
sen. 
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Zu Nummer 3 (Artikel 1 - EnergieStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Das so genannte Herstellerprivileg ist im Gesetzentwurf der 
Bundesregierung bewusst insoweit eingeschränkt, als nur 
Hersteller zu versteuernder Energieerzeugnisse auch von 
außerhalb ihres Betriebs bezogene Energieerzeugnisse steu- 
erfrei verwenden dürfen. Da Schmierstoffe nicht steuer- 
pflichtig sind, gilt bei ihrer Herstellung nur das einge- 
schränkte Herstellerprivileg. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 § 2 Abs. 2 Nr. 2 und § 56 Abs. 2 
Nr. 2 EnergieStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Im Hinblick auf den Umwelt- und Klimaschutz ist Erdgas 
im Vergleich zu Flüssiggas der bessere Altemativkraftstoff. 
Erdgas hat nicht nur einen vergleichbar günstigeren Heiz- 
wert, sondern ist auch der kohlenstoffärmste fossile Kraft- 
stoff. Dadurch ist der klimarelevante Kohlendioxidausstoß 
bei Erdgas niedriger als bei Flüssiggas. 

Wegen der engen Bindung von Flüssiggas an die Erdölauf- 
arbeitung ist dessen Verfügbarkeit zudem deutlich stärker 
begrenzt als bei Erdgas. Damit kann das Ziel, mit alternati- 
ven Kraftstoffen unabhängiger vom Öl zu werden, mit Flüs- 
siggas nicht erreicht werden. 

Darüber hinaus kann die Verwendung von Erdgas als Kraft- 
stoff als Brückentechnologie zu Antriebskonzepten der Zu- 
kunft wie dem Wasserstoffantrieb dienen und bietet Syner- 
giepotenziale zur Nutzung von Biogas als Kraftstoff. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 § 2 Abs. 2 Nr. 3 - neu - 
EnergieStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
für dieses Gesetzesvorhaben ab. 

Sie wird prüfen, wie der Vorschlag in einem späteren Geset- 
zesvorhaben berücksichtigt werden kann. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EnergieStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Die Verwendung von Energieerzeugnissen in Brennstoffzel- 
len, die Strom auf chemoelektrischem Wege erzeugen, ist 
bereits nach Artikel 1 § 25 Abs. 1 des Gesetzentwurfs voll- 
ständig von der Steuer befreit, weil es sich dabei weder um 
eine Verwendung als Kraft- noch als Heizstoff handelt. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 § 50 EnergieStG) 

Die Bundesregierung wird hierzu auf der Grundlage des 
Biokraftstoffberichts 2005 Stellung nehmen (vgl. Ausfüh- 
rungen zu Nummer 2). 

Auf eine Betrachtung des Kraftstoffs Pflanzenöl wurde in 
dem Bericht für 2004 noch verzichtet, da Pflanzenöl 2004 
nur in geringen Mengen als Kraftstoff verwendet wurde und 
daher keine ausreichenden Marktdaten zur Verfügung stan- 
den. Dies hat sich in 2005 grundlegend geändert. Die stark 


angestiegenen Mengen des als Kraftstoff verwendeten 
Pflanzenöls machen eine Überkompensationsbetrachtung 
und in deren Folge eine Besteuerung aus europarechtlichen 
und beihilferechtlichen Gründen obligatorisch. Die Höhe 
der vorgesehenen Steuersätze basiert auf Durchschnittswer- 
ten von 2005 frei Ölmühle verkauftem Rapsöl und berück- 
sichtigt Kosten für die Aufbereitung des Pflanzenöls, für 
technischen Mehraufwand, Logistik und Mehrverbrauch. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 § 50 Abs. 2 Satz 2 - neu - 
EnergieStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Für Biokraftstoffe der zweiten Generation wird die Pla- 
nungs- und Investitionssicherheit auch ohne eine bis Ende 
2020 festgeschriebene Steuerbefreiung gewährt. Die Förde- 
rung durch Demonstrationsprojekte wird im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung fortgesetzt. Bei Pilotprojek- 
ten zur Forschung bleibt der gewonnene Kraftstoff wie bis- 
her steuerfrei. 

Über weitergehende Markteinführungshilfen wird im Rah- 
men der ab 1. Januar 2007 geplanten Quotenregelung für 
Biokraftstoffe entschieden. Die Bundesregierung wird dazu 
in Kürze ein Eckpunktepapier vorlegen. 

Zu Nummer 9 (Artikel 1 § 50 Abs. 2 Satz 3 und § 57 
Abs. 5 Satz 1 EnergieStG) 

Die Bundesregierung lehnt die Vorschläge des Bundesrates 
ab. 

Zur Begründung siehe Gegenäußerung zu Nummer 2. 

Zu Nummer 10 (Artikel 1 § 50 Abs. 3 Satz 1 bis 3 
EnergieStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates 
prüfen. 

Zu Nummer 11 (Artikel 1 § 51 EnergieStG und Artikel 2 
Nr. 7 - § 9a StromStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Mit den Steuerbegünstigungen in den genannten Vorschrif- 
ten ist die Bundesregierung bereits an die Grenze des Ver- 
tretbaren gegangen. 

Zu Nummer 12 (Artikel 1 § 51 Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates 
prüfen. 

Zu Nummer 13 (Artikel 1 § 52 Abs. la - neu - 
EnergieStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Die vorgeschlagene Änderung ist nicht erforderlich, weil 
Artikel 1 § 52 Abs. 1 Satz 1 bereits die Möglichkeit einer 
vollständigen Steuerentlastung für in der gewerblichen 
Schifffahrt eingesetzte Biokraftstoffe enthält. 


Drucksache 16/1347 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


Zu Nummer 14 (Artikel 1 § 54 Abs. 1 Satz 2 - neu - 

und § 55 Abs. 1 Satz 2 - neu - EnergieStG) 

Die Bundesregierung lehnt die vorgeschlagenen Änderun- 
gen in dieser Form ab. 

Sie sind aus Sicht der Bundesregierung nicht geeignet, den 
steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten, dass nicht begüns- 
tigte Unternehmen die Erzeugung der von ihnen benötigten 
Wämie auf begünstigte Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes auslagem, wirksam zu begegnen. Insbesondere 
bei verbundenen Unternehmen könnte das Risiko der effi- 
zienten Verwendung der Energieerzeugnisse vertraglich ent- 
sprechend der vorgeschlagenen Änderung geregelt werden, 
weil in diesen Fällen für die beteiligten Unternehmen vor- 
rangig das wirtschaftliche Gesamtergebnis von Bedeutung 
sein dürfte. 

Auch bleibt unklar, was im Einzelnen unter dem „Risiko der 
effizienten Verwendung der Energieerzeugnisse“ zu verste- 
hen ist und wie diese Voraussetzung praktisch nachzuwei- 
sen wäre. 

Zu Nummer 15 (Artikel 1 § 56 Abs. 2 Nr. 4 - neu - 
EnergieStG) 


Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
in dieser Form ab. 

Der Vorschlag würde im Ergebnis auf eine vollständige 
Steuerentlastung von Biokraftstoffen, die im Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) eingesetzt werden, hinauslau- 
fen. Dies würde zu einem deutlichen Wettbewerbsvorteil 
von Biokraftstoffen gegenüber herkömmlichen Kraftstof- 
fen führen. 

Die Bundesregierung wird jedoch eine anteilige Steuerent- 
lastung für im ÖPNV verwendete Biokraftstoffe prüfen, die 
den geringeren Steuersätzen auf im ÖPNV verwendete her- 
kömmliche Kraftstoffe Rechnung trägt. 

Zu Nummer 16 (Artikel 2 Nr. 7 - § 9a Abs. 1 Nr. 1, 2, 

4 - neu -, 5 - neu - StromStG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates 
ab. 

Mit den vorgesehenen Steuerbegünstigungen ist die Bun- 
desregierung bereits an die Grenze des Vertretbaren gegan- 
gen. 
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